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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engeisberger, Dr. Franz, 
Roser, Dr. Freiherr Spies von Büliesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Waiz 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 4172- 

betr. Beratungswesen beim Bundesminister für Forschung und Technologie 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie hat mit 
Schreiben vom 4. November 1975 die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Welche Gründe sind für den Ausbau des Beratungswesens beim 
Bundesminister für Forschung und Technologie maßgebend, und 
in welchem Umfange werden die Ergebnisse dieser Beratungen 
bei der Arbeit des Ministeriums berücksichtigt? 

Der Ausbau des Beratungswesens beim Bundesministerium für 
Forschung und Technologie entspricht dem Beratungsbedarf, der 
durch neue oder wesentlich erweiterte Fachprogramme und 
zusätzliche Förderungsschwerpunkte von hoher Komplexität 
und fachlicher Spezialität entstanden ist. 

Die Anregungen und Empfehlungen der programmvorbereiten- 
den oder -begleitenden Beratungsgremien beeinflussen die 
Arbeit des Ministeriums erheblich. 


2. Wie viele Berater und Gutachter sind in den letzten drei Jahren 
vom Bundesminister für Forschung und Technologie in die Fach- 
ausschüsse, ad hoc-Ausschüsse und sonstige Gremien der Be- 
ratung berufen worden, und wie gliedert sich die Herkunft der 
Berater und Gutachter nach 

a) Hochschulangehörigen und Mitgliedern staatlicher For- 
schungsinstitutionen, 

b) Hochschulangehörigen mit Privatvertrag in der Wirtschaft, 

c) Vertretern von Unternehmen, die keine öffentliche For- 
schungszuwendung erhalten, 

d) Vertretern von Unternehmen, die aus dem Ministerium für 
Forschung und Technologie Zuwendungen erhalten, 

e) Vertretern von Verbänden, 

f) sonstigen? 

Den 1974 und 1975 bestehenden und im Beratungsplan des 
Bundesministeriums für Forschung und Technologie aufgeführ- 
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ten Gremien gehörten im Jahr 1974 907 und im Jahr 1975 927 


Mitglieder an. 

Davon sind 

1974 

1975 

a) Hochschulangehörige oder Angehörige 
staatlicher oder überwiegend staatlich 
finanzierter Forschungsinstitutionen 

581 

504 

b) darunter Hochschulangehörige mit 
Privatvertrag in der Wirtschaft 

nicht bekannt 

c) Angehörige von Unternehmen, die keine 
Zuwendungen oder Forschungs- oder 
Entwicklungsaufträge aus dem Bundesministerium 
für Forschung und Technologie erhalten 12 

69 

d) Angehörige von Unternehmen, die solche 
Zuwendungen oder Forschungs- oder 
Entwicklungsaufträge erhalten 

159 

171 

e) Angehörige von Verbänden 

43 

43 

f) Sonstige 

112 

140 


Berater, die in mehreren Gremien mitwirken - im laufenden 
Jahr sind es 114 sind hierbei mehrfach erfaßt. Angaben für 
1973 sind in vergleichbarer Form nicht verfügbar. 


3. Wie oft tagen im Durchschnitt die einzelnen unterschiedlichen 
Beraterorganisationen des Ministeriums? Welche Unterlagen 
werden seitens des Ministeriums vor den Sitzungen und nach 
den Sitzungen an die Mitglieder der Beraterorgane verteilt, 
und welche Kosten entstehen insgesamt auf Seiten des Staates? 

Die unterschiedlichen Beratungsgremien (Beratender Ausschuß 
für Forschung und Technologie, Diskussionskreis für Analyse 
und Prognose des Forschungsbedarfs, Fachausschüsse, ad hoc- 
Ausschüsse, Sachverständigenkreise und Projektkomitees) 
tagen in der Mehrzahl zwischen zwei- und viermal im Jahr. 

Die Berater erhalten vor den Sitzungen - je nach Beratungs- 
gegenstand - Ausarbeitungen des Ministeriums, dem Ministe- 
rium eingereichte Förderungsanträge, etwa bereits vorliegende 
Expertisen und anderes geeignetes Material. 

Nach den Sitzungen werden den Beratern Niederschriften, teil- 
weise auch Zwischen- und Ergebnisberichte, zugesandt. 

Die Gesamtausgaben des Ministeriums für das Beratungswesen 
betrugen im Jahr 1974 rund 709 000 DM. Hinzu kommen die 
Personal- und sächlichen Verwaltungsausgaben für das Bera- 
tungsreferat, das derzeit aus einem Beamten des höheren Dien- 
stes und drei Mitarbeiterinnen besteht. 


4. Wie kann verhindert werden, daß insbesondere bei Gutachter- 
Ausschüssen Gutachter bei der Bewilligung selbstbeantragter 
Projekte direkt oder indirekt mitwirken? 


Bei eigenen Förderungsvorhaben enthalten sich die Berater 
jeder ~ direkten oder indirekten - Mitwirkung. 
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5. In welchem Umfange werden vor allem bei den Gutachter -Aus- 
schüssen die Forschungs- und Entwicklungstendenzen kleinerer 
und mittlerer Unternehmen den beteiligten Gutachtern zur 
Kenntnis gebracht, und besteht für die Gutachter Geheimhal- 
tung hinsichtlich der ihnen zur Kenntnis gelangten Kosten- 
voranschläge und Sachanträge? 


Wenn Berater zu Förderungsanträgen Stellung nehmen sollen, 
erhalten sie die Antragsunterlagen, gegebenenfalls also auch 
Unterlagen von kleineren und mittleren Unternehmen. Darüber 
hinaus kann der Fall eintreten, daß den Beratern allgemeinere 
Forschungs- und Entwicklungstendenzen kleinerer oder mitt- 
lerer Unternehmen mitgeteilt werden, soweit sie dem Mini- 
sterium bekannt und für die Meinungsbildung der Berater 
erheblich sind; dies entspricht dem Grundsatz sachgemäßer 
Information der Berater durch das Ministerium. 

Die Berater werden bei der Berufung sowie in der konstituie- 
renden Sitzung auf Vertraulichkeit verpflichtet. Dem Ministe- 
rium sind keine Fälle bekannt, in denen ein Berater Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnisse mißbraucht oder unbefugt weiter- 
gegeben hätte. 


6. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das Beratungswesen 
des Forschungsministeriums zusammen mit dem ausufernden 
Gutachterwesen und der Vielzahl der Projektmanager mit dazu 
beiträgt, eine klare und durchsichtige Verwaltung der Steuer- 
gelder im Forschungsbereich zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß ohne das Beratungs- 
wesen des Ministeriums eine sachgemäße und effiziente Ver- 
wendung der Förderungsmittel des Ministeriums nicht möglich 
wäre. 

Hinsichtlich der Klarheit und Durchsichtigkeit der Verwaltung 
ist insbesondere auf die jährlichen Förderungskataloge und 
Beratungspläne des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie zu verweisen. 

Der in der Frage enthaltene Vorwurf, das Gutachter wesen 
ufere aus, ist zurückzuweisen. Die vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie in Auftrag gegebenen Gutachten 
(die häufig auch eine Grundlage für die Arbeit der Beratungs- 
gremien bilden) sind notwendig, um die Planungen, Schwer- 
punktbildungen und wichtigen Einzelentscheidungen auf eine 
möglichst verlässige Grundlage zu stellen und damit die in der 
Anfrage gewünschte, nicht nur durchsichtige, sondern auch 
solide Verwendung von Steuergeldern zu gewährleisten. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, für die gesamte Bundesregie- 
rung einen Beratungsplan vorzulegen, ähnlich demjenigen, der 
vom Bundesminister für Forschung und Technologie vorgelegt 
wird? 

Die Bundesregierung hält einen Gesamtberatungsplan, der die 
Berater aller Bundesressorts und damit sehr unterschiedliche 
Aufgabengebiete umfassen würde, nicht für sinnvoll. Auch die 
Projektgruppe für die Reform der Struktur von Bundesregierung 
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und Bundesverwaltung rät in einem Bericht, den sie demnächst 
dem zuständigen Kabinettsausschuß vorlegen wird, davon ab. 


8. Welche in dem Beratungsplan 1975 des Bundesministers für 
Forschung und Technologie aufgeführten Personen sind gleich- 
zeitig als Mitarbeiter bei Gutachten und Studien des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie beteiligt? 

Von den im Beratungsplan 1975 genannten 927 Beratern sind 
30 als Projektleiter von Studien und Gutachten benannt, die 
das Bundesministerium für Forschung und Technologie verge- 
ben hat. 

Soweit in den genannten Fällen überhaupt ein Zusammenhang 
zwischen Beratertätigkeit und Gutachterauftrag besteht, haben 
die betreffenden Berater die Vergabe der Gutachten nicht unan- 
gemessen beeinflußt; das zu 4. Gesagte gilt hier sinngemäß. 

Ergänzend und zusammenfassend bemerke ich zu der in der 
Begründung zur Kleinen Anfrage enthaltenen Behauptung, daß 
die Wirksamkeit des gesamten Beratungswesens umstritten 
sei, folgendes: 

Durch das hohe Fachwissen und Engagement der ehrenamtlich 
tätigen Berater erhält das Ministerium bei geringem finanziel- 
len Aufwand eine Fülle unentbehrlicher Entscheidungshilfen 
und sonstiger Informationen. Nach den Verbesserungen, über 
die Parlament und Öffentlichkeit mehrfach unterrichtet worden 
sind (unter anderem im Forschungsbericht IV der Bundes- 
regierung, Textziff. 15 bis 20), ist dieses Beratungssystem als 
Ganzes sehr effizient. Es wird, entsprechend der Komplexität 
und Spezialität des Beratungsbedarfs, in seinen Einzelgremien 
laufend überprüft und gegebenenfalls angepaßt. 
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